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Zapfenstreich für Zivilklausel?

Show geht vor Gemeinnutz

Rechtsgutachten zwingt Hochschule Bremen, Flagge zu zeigen. Von Sönke Hundt

Soziale und kulturelle Einrichtungen Hamburgs befürchten, kaputtgespart zu werden

Ein am Montag vorgestelltes 
Rechtsgutachten bescheinigt 
der Hochschule Bremen, ge-

gen die Zivilklausel zu verstoßen. Ab 
dem Wintersemester 2016/17 werden 
dort am »Internationalen Dualen Frau-
enstudiengang Informatik« erstmals 
neun Soldatinnen der Bundeswehr teil-
nehmen. Dies ist Teil ihrer »Laufbahn-
ausbildung für den gehobenen techni-
schen Dienst«, sie erhalten während 
des Studiums Anwärterbezüge von 
rund 1.800 Euro brutto. Die Bundes-
wehr beteiligt sich zudem an den »Ver-
waltungskosten« des Studiengangs – in 
bis jetzt unbekannter Höhe.

Am Montag wurde in den Räumen 
des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses (AStA) der Hochschule vor 
Medienvertretern ein Rechtsgutachten 
präsentiert, das der Kasseler Anwalt 
Bernd Hoppe im Auftrag einer Initia-
tive von Naturwissenschaftlern erstellt 
hatte. Er konstatiert einen eindeuti-
gen Verstoß gegen die Zivilklausel 
der Hochschule. In dieser heißt es: 
»Studium, Lehre und Forschung an 
der Hochschule Bremen dienen aus-
schließlich friedlichen Zwecken. Der 
Akademische Senat lehnt die Beteili-
gung von Wissenschaft und Forschung 
an Projekten mit militärischer Nut-
zung bzw. Zielsetzung ab und fordert 
die Mitglieder der Hochschule auf, 
derartige Forschungsthemen und -mit-
tel abzulehnen.«

Die »rechtliche Einschätzung« von 
seiten des Bremer Senators für Justiz 
und Verfassung vom 18. Mai 2016, 
die zu einem gegensätzlichen Ergebnis 
kam, verwirft Hoppe mit ausführlicher 
Begründung als »rechtsfehlerhaft«. 
Der Begriff der »Friedlichkeit« würde 
vom Senator auf die Artikel 24 Abs. 2 
und Art. 26 Abs. 1 des Grundgesetzes 
bezogen und damit unzulässig ausge-
weitet. Nach Auffassung des Justiz-
senators »kann eine Kooperation mit 
der Bundeswehr von vornherein keine 
›unfriedlichen‹ Zwecke verfolgen«. 
Denn die Wahrung des Friedens, auch 
im Rahmen der Systeme kollektiver Si-
cherheit (hier: die NATO), habe »stets 

auch eine militärische Komponente«. 
Die Begriffe »friedlich« und »militä-
risch« seien nach dieser Definition gar 
keine Gegensätze. Die Bundeswehr 
sei per se eine Friedensarmee, und 
Kriege und Auslandseinsätze seien 
ausschließlich dem Frieden gewid-
met. Das sei eben, so Hoppe, der Or-
wellsche »Neusprech«. Nehme man 
die Zivilklausel wörtlich und beach-
te ihren Entstehungszusammenhang, 
würde klar, dass hier ein anderer, ein 
engerer Begriff der »Friedlichkeit« zu-
grunde liege, der militärische Zwecke 
ausschlösse.

Für die Bundeswehr sind die neun 
Soldatinnen im IT-Studiengang in Bre-
men nur ein winziger Teil ihrer gigan-
tischen Cyberwar-Anstrengungen. Ent-
sprechend laufen zur Zeit die milliar-
denschweren Budgetplanungen – und 
die spektakulären Werbekampagnen 
für den begehrten IT-Spezialistennach-
wuchs.

Der Widerstand gegen diese In-
dienstnahme der Hochschulen durch 
das Militär wird jedoch immer breiter. 
Der vom AStA der Hochschule, dem 
Bremer Friedensforum und vielen an-
deren initiierte Aufruf »Hochschul-Zi-
vilklausel absichern und Friedenskon-
zepte entwickeln!« ist bereits von mehr 
als 250 Personen, darunter mindestens 
74 Professorinnen und Professoren, 
unterzeichnet worden. Die Fraktion 
Die Linke in der Bremer Bürgerschaft 
hat einen Entschließungsantrag für ei-
ne Bekräftigung der Zivilklausel ein-
gebracht und fordert die Auflösung der 
Kooperation.

Am 11. November 2016 findet im 
Haus der Wissenschaft eine Podiums-
diskussion unter dem Titel »Zapfen-
streich für die Zivilklausel?« statt, die 
Tim Voss vom Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) Bremen-Elbe-
Weser moderiert und an der Vertre-
ter des Wissenschaftsausschusses der 

Bürgerschaft, des »Forums Informati-
kerInnen für Frieden und gesellschaft-
liche Verantwortung« (FIfF) sowie der 
Konrektor der Hochschule Bremen 
teilnehmen.

Der AStA der Hochschule Bremen 
hatte aus seinen Fenstern ein großes, 
weithin sichtbares und viel fotogra-
fiertes Stoffbanner im Bundeswehr-
Flecktarn-Design mit der Aufschrift 
»Wir bilden zum Töten aus« ausge-
hängt. Die Rektorin der Hochschule 
befand, dass das Banner geeignet sei, 
der Hochschule einen »Ansehensscha-
den« zuzufügen und verfügte seine 
unverzügliche Entfernung. Der AStA 
ersetzte es listig durch ein Banner 
mit der Aufschrift »Die Zivilklausel 
umsetzen, nicht das Hausrecht, liebes 
Rektorat!« Und das hängt dort noch 
heute.

www.asta-hsb.de 

www.bremerfriedensforum.de

Wenig zu lachen haben die 
Vertreter von sozialen und 
kulturellen Einrichtungen, 

Verbänden und Trägern in Hamburg die-
ser Tage. Vor einer Woche schilderten 20 
von ihnen bei einer Anhörung der Links-
fraktion im Rathaus die katastrophalen 
Folgen der von Scholz verfügten Schul-
denbremse für ihre Arbeit. Während der 
»rot-grüne« Senat für Statusprojekte 
wie die Elbphilharmonie Hunderte Mil-
lionen Euro verschleudert, ächzen sie 
unter rigoroser Kürzungspolitik.

Der Anlass für die Anhörung waren 
die bevorstehenden Beratungen zum 
Doppelhaushalt 2017/18 in der Bür-
gerschaft, bei denen über die Vergabe 
von fast 21 Milliarden Euro entschie-
den wird. Die Linksfraktion wirft 
dem Senat vor, Hamburg »kaputtzu-
sparen« (jW berichtete). Er investiere 
zu wenig in die Infrastruktur, sozi-
ale Stadtentwicklung oder Armuts-
bekämpfung. Die rigide Sparpolitik 
werde vom Senat verschleiert.

Dass er damit durchkommt, ver-
dankt er vor allem den lokalen Me-

dien, die sich wenig Mühe geben, 
journalistisch nachzuhaken. Bezeich-
nend war, dass im Gegensatz zu ei-
nem Show-Termin auf dem Dach der 
Elbphilharmonie am vergangenen 
Freitag, wo sich die Reporter tummel-
ten, zur Anhörung keine Vertreter der 
Hamburger Blätter erschienen. Dafür 
war fast die komplette Linksfrakti-
on Hamburgs angetreten. Auch Katja 
Kipping, eine der zwei Bundesvorsit-
zenden der Linkspartei, kam vorbei. 
Kipping zeigte sich angetan davon, 
dass vornehmlich »Expertinnen und 
Experten des Alltags« zu Wort ka-
men. Sie kritisierte, dass auch in an-
deren Kommunen Kürzungen mit der 
»Schuldenbremse« begründet wür-
den, die schließlich der jungen Gene-
ration zugute kommen solle. Das sei 
Unsinn, so die Linke-Chefin: »Wenn 
die Schuldenbremse zur Folge hat, 
dass die soziale Spaltung zunimmt, 
dass Angebote abgebaut und Investi-
tionen unterlassen werden, richtet sie 
sich auch und gerade gegen die Jun-
gen.«

Wie katastrophal sich die Schulden-
bremse in Hamburg auswirkt, mach-
ten die Vertreter der Einrichtungen in 
Fünf-Minuten-Statements deutlich. In 
allen Beiträgen fielen Sätze wie: »Wir 
schaffen das nicht mehr«, »wir können 
das nicht mehr leisten«, »wir müssen 
uns um immer mehr kümmern, be-
kommen aber die Mittel nicht«. So 
kritisierte René Clair für die Landes-
arbeitsgemeinschaft (LAG) Straßenso-
zialarbeit, es gebe zu wenig Streetwor-
ker in der Stadt. Leistungen würden 
gekürzt, Stellen nicht besetzt. Das sei 
»fachlich ein Katastrophe«, seine Kol-
legen hätte »alle keine Lust mehr«.

Ähnliches berichtete Corinne Eich-
ner von Stadtkultur Hamburg, Dach-
verband von 120 Einrichtungen der 
Stadtteilkultur. Sie kenne viele Mitar-
beiter, die »an der Grenze ihrer Lei-
stungsfähigkeit« seien, die mehr als 
Vollzeit arbeiteten, obwohl sie nur ei-
ne halbe Stelle hätten. Burkhard Czar-
nitzki von der Anlaufstelle für Stra-
ßenkinder »Kids« nannte es »skanda-
lös«, dass er wegen seines gedeckelten 

Haushalts darauf hoffen müsse, »dass 
Mitarbeiterinnen schwanger werden 
oder jemand von sich aus ausschei-
det«. »Wir verwalten nur den Mangel«, 
erklärte Bettina Kiehn, die Hamburgs 
14 Bürgerhäuser vertrat. Weil die Ko-
sten steigen, aber die Zuwendungen 
der Stadt nicht, sei der Kostendek-
kungsgrad etwa für das von ihr gelei-
tete Bürgerhaus Wilhelmsburg in den 
letzten Jahren um 20 Prozent gesun-
ken.

Der haushaltspolitische Sprecher 
der Linksfraktion, Norbert Hackbusch, 
kritisierte das Vorgehen des Senats: 
»Wir müssen überlegen, wie sich die 
Stadt sozial und kulturell aufstellen 
soll. Und dann muss man überlegen, 
wie sich das finanzieren lässt.« Aktu-
ell werde der Bedarf gar nicht abge-
fragt. Bis zur Entscheidung über den 
Doppelhaushalt 2017/18 im Dezember 
wolle man die Zeit nutzen, einen Plan 
zu erstellen, der über schlichten Pro-
test gegen Kürzungen und prekäre Be-
dingungen hinausgeht.

 Kristian Stemmler

BGH kippt Gebühren für 
Bauspardarlehen

Karlsruhe. Der Bundesgerichts-
hof (BGH) in Karlsruhe hat die 
früher von zahlreichen Bau-
sparkassen erhobene Gebühr 
für Bauspardarlehen gekippt. 
Darlehensgebühren dienten 
allein dem Verwaltungsaufwand 
der Bausparkassen und dürften 
deshalb nicht auf die Kunden 
abgewälzt werden, heißt es in 
dem am Dienstag verkündeten 
Urteil. Wie viele Kunden damit 
Anspruch auf Rückzahlung der 
Gebühren von bis zu zwei Pro-
zent der Kreditsumme haben, 
ist noch unklar. Das hängt letzt-
lich von der maximalen Verjäh-
rungsfrist ab.  (dpa/jW)

Fünf Terrorverdächtige 
festgenommen
Karlsruhe. Die Bundesanwalt-
schaft in Karlsruhe hat am 
Dienstag die Festnahme von 
fünf mutmaßlichen Islamisten 
in Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen bekanntgege-
ben. Unter den mutmaßlichen 
Terroristen soll ein gebürtiger 
Iraker sein, der als zentrale Fi-
gur der islamistischen Szene in 
Deutschland gilt. Die Männer 
sind dringend verdächtig, die 
ausländische terroristische Ver-
einigung »Islamischer Staat« 
(IS) unterstützt zu haben. 
 (dpa/jW)

Protestbanner gegen die Kooperation mit der Bundeswehr an der Hochschule Bremen
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Zitat des Tages

Der Grünen-Politiker  Jürgen 

Trittin am Dienstag im 

 Deutschlandfunk zu den Wahlen  

in den USA.

Ich glaube, so gut 
und so harmonisch, 

wie das in den letzten 
acht Jahren zwischen 
Europa und den USA 

gewesen ist, so wird es 
nach diesem heutigen 
Dienstag nicht sein. 
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